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Einleitung 

1. Problemstellung, Untersuchungsziel und Aufbau der Studie 

I.I Problemstellung und Untersuchungsziel 

Der Staat beteiligt sich in vielfältiger Weise am wirtschaftlichen 
Geschehen. Auf der einen Seite belastet er zur Erfüllung seiner 
Aufgaben die Bürger mit Steuern und Abgaben, auf der anderen 
Seite fließen Transferzahlungen in den privaten Sektor zurück. 
Durch die Beschäftigung von Arbeitskräften, den Einsatz von 
Kapital und die Nutzung vorhandener Ressourcen beansprucht er 
zudem einen Teil der Faktorausstattung in der Volkswirtschaft. 
Außerdem erläßt der Staat Gesetze und Rechtsverordnungen und 
veraniaßt seine Bürger auf diese Weise, bestimmte Handlungen 
auszuführen oder zu unterlassen. 

Die Aktivitäten des Staates sind - soweit sie zu Ausgaben führen 
- grundsätzlich in den öffentlichen Haushalten wiederzufinden und 
somit einer demokratischen Kontrolle zugänglich. Insbesondere 
die Kosten für die Tätigkeit der öffentlichen Verwaltung spiegeln 
sich prinzipiell in den Staatsausgaben wider. Anders sieht es aller-
dings aus, wenn sich die staatlichen Verwaltungsinstanzen über 
entsprechende Vorschriften der Mithilfe ihrer Bürger bedienen. 

Durch die Verlagerung von Verwaltungsarbeiten des Staates auf 
die Privatwirtschaft werden vor allem die Unternehmen zum Er-
füllungsgehilfen staatlicher Aufgabenwahrnehmung und damit der 
staatlichen Politik. Die entsprechenden Dienste der Unternehmen 
müssen aufgrund rechtlicher Vorschriften unentgeltlich erbracht 
werden und dienen im wesentlichen der Entlastung und der Unter-
stützung öffentlicher Verwaltungsinstanzen. Ökonomisch bedeutet 
der Vollzug derartiger Rechtsvorschriften, daß knappe Ressourcen 
nicht in die betriebliche Leistungserstellung fließen, sondern viel-
mehr "betriebsfremd" und damit - aus der Sicht der Privaten -
unproduktiv verbraucht werden. Es entstehen somit einzelwirt-
schaftliche Kosten, die nicht ohne Auswirkungen auf die gesamte 
Volkswirtschaft bleiben können. 

Unstrittig ist, daß der Staat in vielen Fällen auf die Mitwirkung 
der Privaten bei der Erfüllung bestimmter Aufgaben angewiesen 
ist. Gerade in letzter Zeit beklagen sich die Unternehmen jedoch 
verstärkt über eine unzumutbare Belastung durch administrative 
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Pflichtdienste für staatliche Instanzen. 1 Kostentreibend und teil-
weise sogar prohibitiv wirkt sich die Vielzahl von Vorschriften 
insbesondere für kleine Unternehmen und Existenzgründer aus.2 

Nicht nur die Arbeiten als solche, sondern auch die häufige Ände-
rung bestehender bzw. die Einführung neuer Verpflichtungen ver-
ursachen teilweise erhebliche Belastungen. Die Verlagerung der 
Arbeiten auf die Privaten ist für den Staat reizvoll, da er in diesem 
Fall selbst keine Kosten zu tragen hat. 

Die Entwicklung staatlicher Reglementierung ist in der Vergan-
genheit wiederholt mit Begriffen wie "Inflation des Rechts", "aus-
ufernde Gesetzesflut" und "Verrechtlichung" umschrieben wor-
den. Dabei ist zu beachten, daß nicht allein Gesetze die Grundlage 
für das erzwungene Handeln bilden, sondern auch Vorschriften, 
Erlasse und Verordnungen zusammen mit Gerichtsurteilen den 
Arbeitsaufwand der Unternehmen in vielfaltiger Weise bestim-
men. Daß die Zahl der Vorschriften - z. B. im Steuerrecht - konti-
nuierlich ansteigt, gilt als empirisch belegt.3 Eine derartige Ent-
wicklung wurde in der Vergangenheit häufiger mit dem stetig zu-
nehmenden Umfang des Bundesgesetzblattes oder der jährlichen 
Produktion zusätzlicher Rechtsvorschriften auf Bundes- und Lan-
desebene dokumentiert.4 Während der letzten drei Wahlperioden 
sind allein auf Bundesebene 1169 neue Gesetze und 3208 Rechts-
verordnungen verabschiedet worden.5 Wird noch die Entwicklung 
der Gesetzgebung der Bundesländer und die Rechtsnormsetzung 
auf EU-Ebene betrachtet, so bleibt festzuhalten, daß die Rege-

1 Vgl. WEIDENfELD, U., KESSLER, M., MARSCHALL, B., Nicht mehr witzig, in: 
Wirtschaftswoche, Jg. 48, Nr. 16, 1994, S. 14-20. 

2 Vgl. HERZ, W., Neue Unternehmer braucht das Land, in: Die Zeit, Nr. 41, 
6.10.1995, S. 21. 

3 Vgl. BAUER, E.R., Was kostet die Steuererhebung: eine kritische Analyse des 
Steuersystems, Göttingen 1988, S. 57. 

4 Vgl. TÄUBER, G., Folgekosten der Besteuerung: eine theoretische und empiri-
sche Analyse, Spardorf 1984, S. 21 fT., u. BORELL, R., SCHEMMEL, L., Steuerver-
einfachung, Karl-Bräuer-Institut, Heft 60, Wiesbaden 1986, S. 33 ff. 

5 Vgl. CLEMENS, R., KOKALJ, L., Bürokratie - ein Kostenfaktor, Eine Sela-
stungsuntersuchung bei mittelständischen Unternehmen, Schriften zur Mittel-
standsforschung, N.F., Nr. 66, Stuttgart 1995, S. 10. 
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lungsdichte auf allen Gesetzgebungsebenen im Laufe der Zeit 
erheblich gestiegen ist.6 

Ziel dieser Arbeit ist es, eine ökonomische Beurteilung der aus 
der Verlagerung von Verwaltungsarbeiten auf die privaten Unter-
nehmen entstehenden Folgelasten vorzunehmen. Das entscheiden-
de Beurteilungskriterium dieser Analyse wird die Wirtschaftlich-
keit der praktizierten Aufgabendurchführung und -verteilung sein. 
Dabei ist im einzelnen zu prüfen, wer konkrete Dienste für eine 
anzustrebende Qualität mit den volkswirtschaftlich geringsten 
Kosten erbringen kann. Vor diesem Hintergrund werden Vereinfa-
chungsmöglichkeiten und Einsparpotentiale diskutiert und im 
Einzelfall identifiziert. Da jeder einzelne Ptlichtdienst für sich 
genommen in der Regel ein durchaus erträgliches Ausmaß an 
Arbeitsaufwand bedeutet, ist es vor allem die Kumulation verla-
gerter Verwaltungarbeiten, die den Unternehmen zu schaffen 
macht. 7 Daher wird in dieser Studie erstmals umfassend geprüft, 
ob durch Rahmenregelungen Anreize geschaffen werden können, 
die eine Expansion der Ptlichtdienste vorbeugend verhindern bzw. 
deren Umfang reduzieren können. 

1.2 Zum Aufbau der Studie 

Die Zielsetzung der Untersuchung legt folgenden Aufbau nahe: 

Im ersten Teil der Studie sind diejenigen Verwaltungsarbeiten, 
die die Unternehmen für den Staat zu erbringen haben, systema-
tisch zu erfassen. Die identifizierten Arbeiten werden nach be-
stimmten Kriterien klassifiziert und in einem Aufgabenkatalog 
zusammengestellt. Der Aufgabenkatalog bildet dann die Grundla-
ge für eine im weiteren Verlauf vorzunehmende Schwerpunktbil-
dung. Abgrenzend wird geklärt, warum bestimmte Verwaltungsar-
beiten im Rahmen dieser Studie nicht zu den administrativen 
Ptlichtdiensten gezählt werden, obwohl sie einen teilweise erhebli-
chen Belastungsfaktor für die Unternehmen darstellen. 

6 Vgl. ebenda, S. 15. 
7 Vgl. KLIMASCH, R., 53.157 Mark zahlt jede Finna p.a. rur Staatsbürokratie, 

in: Impulse, Heft 12, Dezember 1994, S.19. 

2 Halldom 


